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Der Bundesminister für Verkehr 
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Bonn, den 8. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beseitigung der höhengleichen Bahnübergänge 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann und 
Genossen 

- Drucksache VI/649 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, verstärkt darauf hinzuwirken, 
daß die höhengleichen Bahnübergänge beseitigt werden? 

Nach den §§ 3 ff. des Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG) vom 
14. August 1963 (BGBl. I S. 681) obliegt die Beseitigung von 
Bahnübergängen den kreuzungsbeteiligten Baulastträgern. Die 
Entschließung, ob und wann ein Bahnübergang zu beseitigen 
ist, hängt also in erster Linie von dem übereinstimmenden 
Willen der Baulastträger von Schiene und Straße ab. 

Dabei ist zunächst darauf hinzuweisen, daß der Bund beim Bau 
und Ausbau der Bundesfernstraßen ständig Bahnübergänge 
durch Überführungen ersetzt und dadurch einen wesentlichen 
Beitrag zur Erhöhung der Leichtigkeit und Sicherheit des 
Verkehrs leistet. 

Der Bund ist an der Beseitigung von Bahnübergängen (abge- 
sehen von seiner Beteiligung als Baulastträger) aber auch inso- 
weit beteiligt, als die Baulastträger nach § 5 Satz 2 EKrG seine 
finanzielle Beteiligung im Rahmen des § 13 Abs. 1 Satz 2 EKrG 
vorsehen können. In diesem Zusammenhang hat sich der Bund 
zur Vermeidung eines Stillstandes in der Beseitigung von Bahn- 
übergängen bereit erklärt, bis zu einer gesetzlichen Neurege- 
lung bei Maßnahmen an Kreuzungen, an denen ein Schienen- 
weg der Deutschen Bundesbahn beteiligt ist, diejenigen Kosten- 
anteile der Länder in vollem Umfange zu übernehmen, die von 
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diesen auf Grund der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 15. Juli 1969 (BVerfGE 26, 338) nicht mehr zu 
tragen sind. 

Die Bundesregierung wird auch darüber hinaus alle Bestrebun- 
gen der beteiligten Baulastträger fördern, Bahnübergänge zu 
beseitigen. Die vorrangige Verantwortung für ihre Bahnüber- 
gänge kann dabei den beteiligten Baulastträgern nicht ab- 
genommen werden. 

Das Problem der Beseitigung der Bahnübergänge ist im übrigen 
nicht nur ein Sicherheitsproblem, sondern mehr noch ein Pro- 
blem der Verbesserung der Verkehrsabwicklung auf der Straße. 
Unter dem Gesichtspunkt der besseren Verkehrsabwicklung 
dürfte es aber fraglich sein, ob eine Beseitigung aller in der 
Kleinen Anfrage genannten 10 600 Bahnübergänge tatsächlich 
in verkehrlicher Hinsicht erforderlich und auch wirtschaftlich 
gerechtfertigt ist. 

2. Wird die Bundesregierung in ihrer Verkehrsplanung höhere 
Investitionsmittel zu diesem Zweck bereitstellen? 

Der Ausbau der Bundesfernstraßen nach dem vom Bundesmini- 
ster für Verkehr ausgearbeiteten Bedarfsplan in den Jahren 
1971 bis 1985, für den z. Z. ein Finanzvolumen von 93 Mrd. DM 
vorgesehen ist, wird auch in verstärktem Umfang zur Besei- 
tigung von Bahnübergängen im Zuge von Bundesstraßen füh- 
ren. Als Folge des umfangreichen Ausbaues des Bundesfern- 
straßennetzes werden ferner Bahnübergänge anderer Baulast- 
träger beseitigt oder entlastet werden. 

Wenn Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände ihre Be- 
mühungen um die Beseitigung der Bahnübergänge, an denen 
sie als Baulastträger beteiligt sind, verstärken, wird auch die 
Bundesregierung die notwendigen Investitionsmittel zur Lei- 
stung der gesetzlichen Kostenbeiträge des Bundes nach dem 
EKrG erhöhen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, nötigenfalls das Bundesfern- 
straßenprogramm zu strecken, damit zugleich eine schnellere 
Beseitigung der höhengleichen Bahnübergänge erreicht werden 
kann? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, das Ausbaupro- 
gramm für die Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 
zeitlich zu strecken. Die hierfür z. Z. vorgesehenen Mittel wer- 
den noch nicht ausreichen, den errechneten Bedarf für den Aus- 
bau der Bundesfernstraßen zu decken. 


Leber 
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